
 

 

Stadtamt Braunau am Inn  
Stadtplatz 38, 5280 Braunau am Inn 

 
 

V e r h a n d l u n g s s c h r i f t 
 
 
über die am Donnerstag, den 17. Oktober 2024, im Veranstaltungszentrum stattgefundene 
Sitzung des  
 

G e m e i n d e r a t e s 
 
Beginn: 18.01 Uhr Ende: 20.23 Uhr 
 
Vorsitzender: Bgm. Mag. Johannes Waidbacher 
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Höfelsauer, GR Mag. Matthias Kritzinger BA MA, GR Alfred Hermann, GR Anton Bernroith-
ner, GR DI Markus Dutzler 
Entschuldigt: GR Stefanie Stoffle, GR Nina Bernroithner, GR Doris Haubentrath, Vbgm. Marco 
Baccili B.Sc. 
Ersatz: GRE DI Gregor Riegler (für GR Stoffle) GRE Richard Kühholzer (für GR N. Bernroith-
ner), GRE Mag. Gerald Hamminger (für GR Haubentrath) GRE Mag. Dr. Reinhard Pfoser (für 
Vbgm. Baccili) 
 
SPÖ-Fraktion: Vbgm. DI Wolfgang Grabner-Sittenthaler, GR LAbg. Gabriele Knauseder MSc, 
StR Mag. Martina Schäfer, GR Rudolf Eiblmaier, GR Manfred Offenhuber, GR Rudolf Streit-
berger, GR Demil Omerovic, GR Heinz Karl Strobl 
 
 
FPÖ-Fraktion: StR Mag. Ing. Gerhard Haberfellner, GR Bettina Bachinger, StR Ing. Hans Pill, 
GR Christian Bachinger, GR Alexander Lechner, GR Alexander Ranftl, GR Claudia Hochhuber 
 
 
GRÜNE-Fraktion: StR Günter Winterstätter, GR Elke Gapp, GR DI Mag. Manfred Hackl, 
GR Elma Pandžić, GR Siegfried Schindlmaier, GR Philipp Bauer 
 
 
Anwesende Gemeindebedienstete: 
AD Mag. Andreas Reiter, FD Mag. Jakob Außerhuber, BD Dipl. Ing. Karl Schug, Silvia Jujic, Gi-
sela Lahner 
 
Schriftführerin: Gisela Lahner 
 



2 
 

Der Vorsitzende eröffnet die Gemeinderatssitzung und stellt fest, dass  
a) die Sitzung gemäß § 45 Abs. 4 Oö. GemO 1990 idgF. ordnungsgemäß kundgemacht und 

einberufen wurde, 
b) die Beschlussfähigkeit gegeben ist und  
c) die Verhandlungsschrift der letzten Gemeinderatssitzung vom 04.07.2024 entsprechend 

den Bestimmungen des § 54 Abs. 4 Oö. GemO 1990 idgF. gefertigt und den einzelnen 
Fraktionen übermittelt wurde, im Rathaus zu den Amtsstunden aufgelegen ist und in 
dieser Sitzung aufliegt. Sie gilt als genehmigt, wenn bis Ende der Sitzung kein Einwand 
erhoben wird. 

 
 
 
 

A: 

I. Antrag des Bürgermeisters: 

1. Behandlung des in der Tagesordnung unter Teil „B“ angeführten Verhandlungsgegen-
standes 
 
Bgm. Mag. Waidbacher berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP I/1 abstimmen. 

Antrag: 
Behandlung dieses Tagesordnungspunktes im nicht öffentlichen Teil der Gemeinde-
ratssitzung 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  

II. Anträge des Finanzausschusses: 

1. Nachtragsvoranschlag für das Haushaltsjahr 2024 
 
StR Dir. Knauseder MMBA berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
GR Omerovic fragt nach, wie hoch der Schuldenstand genau ist.  
 
StR Ing. Pill antwortet, dass sich der Schuldenstand auf 33,191 Mio. Euro beläuft.  
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Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP II/1 ab-
stimmen. 

Antrag: 
- Der vorliegende Nachtragsvoranschlag 2024 wird gemäß § 79 Oö. Gemeindeord-

nung 1990 idgF. beschlossen. 
- Der vorliegende Dienstpostenplan Stand 01.12.2024 bildet einen Bestandteil des 

Nachtragsvoranschlages und wird genehmigt. 
- Die Hebesätze der Gemeindeabgaben, sowie die Gebührensätze für die Benützung 

von Gemeindeeinrichtungen und Anlagen sind durch Verordnungen, beziehungs-
weise durch rechtswirksame Beschlüsse des Gemeinderates festgesetzt und blei-
ben im Nachtragsvoranschlag unverändert. 

- Die mit dem Voranschlag 2024 verhängte Kreditsperre wird aufgehoben, da die 
einzelnen Voranschlagspositionen bereits auf das unbedingt notwendige Ausmaß 
beschränkt wurden. 

- Zur Deckung von Kreditüberschreitungen (überplanmäßigen Auszahlungen der lau-
fenden Geschäftstätigkeit) werden Verstärkungsmittel in Höhe von EUR 200.000 
genehmigt. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIa am 23.10.2024 / La 

2. Mittelfristiger Ergebnis- und Finanzplan (MEFP) 
 
StR Dir. Knauseder MMBA berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
StR Ing. Pill erörtert, dass, auch wenn schon viel über den Mittelfristigen Finanzplan 
gesagt wurde, er noch zwei Werte ergänzen möchte. Im Nachtragsvoranschlag wird 
der Schuldenstand mit 33,191 Mio. Euro gerechnet, laut Mittelfristigem Finanzplan 
werden die Schulden in etwa, mit dem, was man jetzt weiß, auf 46,215 Mio. Euro stei-
gen. Das ist natürlich nicht erfreulich, wie auch bereits erwähnt wurde. Als Stadt hat 
man aber auch Aufgaben zu erledigen, wie den Schulbau, den Kindergartenbau, damit 
nicht alles zusammenbricht. Wie ebenfalls bereits erwähnt, werden alle bemüht sein, 
dass es nicht so weit kommt. Auch bei den Leitzinsen tut sich etwas, was den Schul-
dendienst verringern wird. Er hofft, dass sich das weiter so entwickelt und hier der Ab-
gang verringert wird, weil die Kosten sinken. Seine Fraktion ist natürlich auch im Struk-
turbeirat vertreten und man wird versuchen, das Budget wieder auf Linie zu bringen. 
Dem Mittelfristigen Finanzplan wird man aber trotz der Schuldenentwicklung zustim-
men, weil es sich um Aufgaben handelt, an denen aus seiner Sicht kein Weg vorbei-
führt.   
 
GR DI Mag. Hackl erklärt, dass zur Analyse von Herrn StR Knauseder und Herrn StR Pill 
schon sehr viel gesagt wurde. Die Situation ist für die Stadtgemeinde Braunau mittel-
fristig sehr besorgniserregend. Aktuell hat man in der laufenden Geschäftstätigkeit 



4 
 

2 Mio. Euro Abgang, die Prognosen sind, dass der Betrag in den nächsten Jahren etwa 
gleich hoch bleiben wird. Man hat, wenn überhaupt, nur gering steigende Ertragsan-
teile. Die Kommunalsteuereinnahmen sind mit der aktuellen Arbeitsmarktsituation 
auch gefährdet. Die Pflichtausgaben steigen wesentlich stärker als die Einnahmen, 
auch die Ausgaben für Kinderbetreuung und Kinderbildung werden steigen, weil auch 
die Vorgaben vom Land Oberösterreich höher sind. Und auch die Erwartungen von der 
Bevölkerung an die Leistungen der Gemeinde was Kinderbetreuung betrifft sind höher, 
insbesondere im Krabbelstubenbereich. Also in Summe sind das sehr besorgniserre-
gende Aussichten. Der Schuldenstand steigt, wie Herr StR Pill schon erwähnt hat, auf 
46 Mio. Euro in den nächsten vier Jahren. Das macht ihm große Sorgen. Seine Konse-
quenz daraus ist, dass er seiner Fraktion empfohlen hat, dass man sich bei diesem 
Punkt der Stimme enthalten wird. Denn man muss wirklich etwas tun, damit man die 
finanzielle Situation der Stadtgemeinde wieder in den Griff bekommt. Oder dass sie ei-
nem nicht zu sehr aus dem Ruder läuft. Aber es sind Arbeiten im Gange und deshalb 
sein Appell an alle anderen Fraktionen, den Beitrag dazu zu leisten, dass man wieder 
solide Finanzen in der Stadtgemeinde bekommt.   
 
Vbgm. DI Grabner-Sittenthaler meint, dass man nicht mehr recht viel dazu sagen 
kann. Er glaubt das Entscheidende sei jetzt die Schuldenentwicklung. Diese ist wirklich 
dramatisch, denn von 33 auf 46 Millionen Euro ist ein gewaltiger Sprung. Das darf man 
nicht vergessen. Was ihm aber noch mehr Sorgen macht ist die Haupteinnahmequelle 
der Stadtgemeinde Braunau und zwar ist das neben den Transferzahlungen die Kom-
munalsteuer. Er kann sich noch gut daran erinnern, als man sich vor einigen Jahren ge-
freut hat, weil man erstmals die 10 Mio. Euro Marke überschritten hat. Aktuell ist man 
wie er glaubt bei ungefähr 12 bis 13 Mio. Euro. Wenn es aber jetzt konjunkturelle Ein-
brüche gibt, dann wird diese Einnahmequelle, er will nicht sagen versiegen, aber sie 
wird weniger werden. Das sollte man immer im Hinterkopf haben, weil die Prognosen 
nicht gerade rosig sind. Bei der geplanten Klausur, die ja zeitlich schon nach hinten ver-
schoben wurde, muss man sich, wie schon mehrfach gesagt, die Ausgabenseite der 
Stadtgemeinde konsequent ansehen und ohne Tabus über mögliche Sachen sprechen. 
Eine weitere Zahl, die man sich auf der Zunge zergehen lassen muss – vor vier oder 
fünf Jahren hat man erstmalig bei den Personalkosten die 10 Mio. Euro Marke über-
schritten, im Voranschlag ist man jetzt bei 16 Mio. Euro. Natürlich ist das auch den ho-
hen Abschlüssen und der Inflation geschuldet, aber es muss natürlich auch irgendwo 
einmal ein Ausgleich, oder wenigstens eine Annäherung stattfinden zwischen Einnah-
men und Ausgaben. Und da werden große Herausforderungen auf einen warten. Trotz-
dem wird seine Fraktion dem Punkt zustimmen und hoffen, dass man dann im Frühjahr 
auch tatsächlich zu einstimmigen Beschlüssen kommt.  
 
StR Dir Knauseder MMBA bedankt sich für die Rückmeldungen, die alle richtig sind. 
Die Stimmenthaltung sei eine Sache der Grünen Fraktion. Aus diesem Grund bräuchte 
es diese aber nicht, weil er glaubt, dass alle den Druck spüren. Er glaubt, dass allen klar 
ist, dass man handeln muss. Der Prüfbericht, der auch öffentlich zugänglich ist, spiegelt 
etliche Punkte wider und enthält einige Ansätze, die er im letzten Strukturbeirat be-
reits mitgeteilt hat und wo auch im Bericht darauf hingewiesen wird, was man sich an-
sehen soll. Er glaubt, man muss hier ergebnisoffen diskutieren. Aber ihm ist bewusst, 
die Stunde der Wahrheit kommt dann wenn man sich dazu entscheidet, gemeinsam 
etwas zu machen. Aber er ist guter Dinge, dass wenn man gut zusammenarbeitet und 
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es jeder so ernst meint, wie er es jetzt sagt und konstruktiv und ergebnisoffen an die 
ganze Geschichte herangeht, wird man die 1,5 Mio. Euro schaffen. Aber ihm ist be-
wusst, dass das eine harte Arbeit ist. Denn was allen wichtig ist, wenn man einsparen 
muss, dann muss man intelligent sparen. Intelligent sparen heißt, dass man sich jeden 
Bereich anschauen wird und auch schauen wird, wo es sinnvoll ist einzusparen. Es wird 
aber gewisse Bereiche geben, die man außen vor lassen wird. Gerade wenn er bei-
spielsweise an die Feuerwehr denkt, hier wird man sehr sorgsam damit umgehen, das 
wäre das aller-, allerletzte, das man irgendwie angehen möchte. Darüber gibt es auch 
ein gemeinsames Commitment, da gibt es andere Dinge, die man sich anschauen 
muss. Und er stimmt Herrn Vbgm. Grabner-Sittenthaler zu, die Kommunalsteuer 
macht gute 15 Mio. Euro aus, konkret hat man jetzt 15,3 Mio. Euro, das ist das Herz-
stück. Von dieser Summe lebt man, da kann man Danke sagen an die tüchtigen Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter und die tüchtigen Unternehmerinnen und Unternehmer. 
Einer von ihnen, der Müslibär Florian Zagler, ist im Publikum anwesend. Er ist einer 
dieser tüchtigen Unternehmer, war innovativ, ist in die Stadt hineingegangen und hat 
den Nahversorgungsauftrag übernommen, was er sensationell findet. Solche Unter-
nehmer und Unternehmerinnen braucht man einfach. Er richtet daher seine Bitte an 
alle, man möge zusammenarbeiten und schauen, dass man zu Ergebnissen kommt – 
diese werden alle miteinander brauchen. Das wäre sein Wunsch ans Christkind, nur et-
was früher. 
 
Bgm Mag. Waidbacher ergänzt noch etwas plakativer, dass man 70 gemeindeeigene 
Gebäude hat. Gesetzt dem Fall, den er für sehr unwahrscheinlich hält, man würde je-
des Jahr ein Gebäude durchsanieren, braucht man 70 Jahre um fertig zu werden. Diese 
Gebäude werden aber unterschiedlich genutzt, man hat aber 33 Gebäude, die stark ge-
nutzt sind. Selbst wenn man diese alle zwei Jahre saniert, bräuchte man 70 Jahre. Das 
sind die Herausforderungen, die man so hat. Man wird an der einen oder anderen 
Stellschraube etwas drehen können, nur wenn sich beim Finanzausgleich nichts ändert 
und die Wirtschaft wieder Fahrt aufnimmt, dann wird es ganz schwierig. 
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP II/2 ab-
stimmen. 

Antrag: 
Der vorliegende mittelfristige Ergebnis- und Finanzplan wird gemäß § 76a Oö. Gemein-
deordnung 1990 idgF. beschlossen. 

Beschluss: 
Antrag angenommen Für den Antrag: 
  ÖVP-, SPÖ- und FPÖ-Fraktion 
  Gegen den Antrag durch Stimmenthaltung: 
  Grüne Fraktion  
 
an IIa am 23.10.2024 / La 
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3. Parkhaus Braunau GmbH – Gesellschafterversammlung vom 19.06.2024 
 
StR Dir. Knauseder MMBA berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP II/3 abstimmen. 

Antrag: 
Das Protokoll der Gesellschafterversammlung vom 19.06.2024 der Parkhaus Braunau 
GmbH wird einschließlich der gefassten Beschlüsse zur Kenntnis genommen.  

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
  (ohne StR Pill) 
 
an IIa am 23.10.2024 / La 

4. Darlehensaufnahme in Höhe von 
EUR     600.000,00 für die Wasserversorgung 
EUR 1.200.000,00 für den Gemeindestraßenbau 
EUR 1.000.000,00 für die Abwasserbeseitigung 
EUR 2.800.000,00 Summe 
bei der Hypo Niederösterreich St. Pölten 
 
StR Dir. Knauseder MMBA berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP II/4 abstimmen. 

Antrag: 
Zur teilweisen Finanzierung der Wasserversorgung, des Gemeindestraßenbaus und der 
Abwasserbeseitigung werden auf Grundlage der Darlehensausschreibung vom 
12.08.2024 und des Angebotes vom 05.09.2024 bei der Hypo Niederösterreich Hypo-
gasse 1 3100 St. Pölten Darlehen in Höhe von insgesamt EUR 2.800.000,00 laut vorlie-
gender und zur Kenntnis gebrachten Schuldurkunden aufgenommen. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
  (ohne StR Pill) 
 
an IIa am 23.10.2024 / La 
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5. Neubau Volksschule Neustadt inkl. Instandsetzung Ausweichquartier Kaserngasse 1 
Etappe 1: Schaffung Provisorium/Umbau Kaserngasse 1 
Genehmigung Finanzierungsplan 1. Etappe 
 
StR Dir. Knauseder MMBA berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP II/5 abstimmen. 

Antrag: 
Dem vom Land Oberösterreich, Direktion Inneres und Kommunales, vorgelegten Finan-
zierungsvorschlag laut Schreiben IKD-2022-615873/10-Pri mit Gesamtkosten von  
EUR 1.440.000,00 wird zugestimmt. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIa am 23.10.2024 / La 

6. Tarifordnung 2025 für die Nutzung öffentlichen Gutes 
Beschluss des Gemeinderates vom 19.10.2023, TOP III/11 
(Beilage) 
 
StR Dir. Knauseder MMBA berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP II/6 abstimmen. 

Antrag: 
Für die Stadtgemeinde Braunau wird eine Tarifordnung für die über den Gemeinge-
brauch hinausgehende Benützung öffentlichen Gutes für das Jahr 2025 laut vorliegen-
dem vollinhaltlich zur Kenntnis genommenen Entwurf vom 12.09.2024 genehmigt. 

Beschluss: 
Antrag angenommen Für den Antrag:  
  Bgm. Waidbacher, GR Eberl, StR Knauseder,  
  StR Gaisbauer, GR Stoiber, GR Šijaković,  
  GR Höfelsauer, GR Kritzinger, GR Hermann,  
  GR A. Bernroithner, GR Dutzler, GRE Riegler,  
  GRE Kühholzer, GRE Hamminger, GRE Pfoser, 
  SPÖ-, FPÖ- und Grüne-Fraktion 
  Gegen den Antrag: 
  GR Bruckbauer 
 
an IIb am 23.10.2024 / La 
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7. Sportanlage Ranshofen, Betriebskostenförderung für 2024 
 
StR Dir. Knauseder MMBA berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP II/7 abstimmen. 

Antrag: 
Die Förderung der Betriebskosten für die Sportanlage Ranshofen wird für das Jahr 
2024 verlängert. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIb am 23.10.2024 / La 

8. Holzhütte nahe Motorikpark  
Anfrage Nutzung durch ASKÖ Minigolf Sportclub Braunau Raiffeisen  
dauerhafte Vermietung oder Verkauf 
 
StR Dir. Knauseder MMBA berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP II/8 abstimmen. 

Antrag: 
a) Dem Abschluss einer Nutzungsvereinbarung für 4 Abteile zu je 3,3 m² der „Moto-

rikparkhütte“ bei einem monatlichen Nutzungsentgelt von EUR 13,20 gemäß be-
stehender Musternutzungsvereinbarung wird grundsätzlich die Zustimmung er-
teilt. 

b) Dem Abschluss einer Nutzungsvereinbarung für die gesamte Fläche der „Motorik-
parkhütte“ bei einem jährlichen Nutzungspauschale von EUR 350,00 gemäß beste-
hender Musternutzungsvereinbarung wird grundsätzlich die Zustimmung erteilt. 

c) Der Übermittlung eines Kaufpreises bzw. dem Verkauf der „Motorikparkhütte“ 
wird keine Zustimmung erteilt. 

d) Dem Verein soll mitgeteilt werden, dass die EUR 350,00 nicht kostendeckend sind 
und es sich hier bereits um einen geförderten Mietpreis handelt.  

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIb am 23.10.2024 / La 
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9. FF Ranshofen; Ersatzbeschaffung MTF- Vergabe Lieferauftrag 
 
StR Dir. Knauseder MMBA berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP II/9 abstimmen. 

Antrag: 
a) Zustimmung zur Vergabe des Lieferauftrags für ein  

ST MTF/KDO STANDARDISIERT – BBG (NEIDLING)  
MTF MB Sprinter 519 CDI / 4 x 4  
an die Fa. Rosenbauer, Leonding, zum Gesamtpreis von EUR 143.353,20 inkl. 
MwSt. lt. beiliegendem, vollinhaltlich zur Kenntnis genommenem Angebot vom 
02.09.2024; 

b) Die Kostendifferenz zwischen dem lt. MFP angesetzten Anschaffungskosten von 
insgesamt EUR 130.000,00 und dem vorliegenden Angebot mit insgesamt 
EUR°143.353,20 inkl. MwSt. ist aus dem Verkaufserlös für das Altfahrzeug und der 
Förderung des LFK zu finanzieren. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an Ib am 23.10.2024 / La 

10. FF Haselbach; Ersatzbeschaffung MTF- Vergabe Lieferauftrag 
 
StR Dir. Knauseder MMBA berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP II/10 abstimmen. 

Antrag: 
a) Zustimmung zur Vergabe des Lieferauftrags für ein  

ST MTF/KDO STANDARDISIERT – BBG (NEIDLING)  
MTF / MB Sprinter 519 CDI / 4 x 4  
an die Fa. Rosenbauer, Leonding, zum Gesamtpreis von EUR 154.173,60 inkl. 
MwSt. lt. beiliegendem, vollinhaltlich zur Kenntnis genommenem Angebot vom 
02.09.2024; 

b) Die Kostendifferenz zwischen dem lt. MFP angesetzten Anschaffungskosten von 
insgesamt EUR 130.000,00 und dem vorliegenden Angebot mit einem Gesamt-
preis von EUR°154.173,60 ist aus dem Verkaufserlös für das Altfahrzeug und der 
Förderung des LFK zu finanzieren. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an Ib am 23.10.2024 / La 
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11. Lehrlingsmesse der WKOÖ; Förderung 
 
StR Dir. Knauseder MMBA berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
StR Winterstätter wollte zu Beginn auch Herrn Berer begrüßen, weil dieser in den ver-
gangenen Jahren immer dabei war, er hat ihm aber sozusagen einen Strich durch die 
Rechnung gemacht. Sie kennen sich seit 40 Jahren, schon aus Studienzeiten und er 
muss sagen, dass er Herrn Berer als Bezirksstellenleiter an 365 Tagen im heurigen Jahr 
sehr schätzt. Heuer hat man aber ein Schaltjahr und der 366. Tag ist der, wo er diesen 
Förderantrag unterschrieben hat. Seine Sympathie bekommt hier leichte Risse, weil er 
diesen Antrag für nicht redlich hält. Jede Solidargemeinschaft beruht darauf, dass die-
jenigen, denen es wirklich gut geht, und er meint jetzt wirklich gut geht, einen Beitrag 
leisten für diejenigen, die es einfach nötiger brauchen. Und er denkt sich jetzt in Zei-
ten, wo man eventuell oder wahrscheinlich in eine Abgangsgemeinde hineinsteuert, in 
Zeiten, wo man jeden Euro eigentlich zweimal umdrehen muss, bevor man ihn ausgibt, 
findet er es wirklich nicht in Ordnung, wenn man die WKO unterstützt. Weil auch jeder 
Euro, den man nicht einnimmt dazu führt, dass einem das Geld irgendwo abgeht. 
Keine Frage, die Lehrlingsmesse ist eine super Sache, eine Win-Win-Situation, einer-
seits für die Jugendlichen, andererseits für die Betriebe. Aber als Unternehmer sagt er, 
auch dafür zahlt er seit 35 Jahren seine Kammerumlagen. Das ist die ureigenste Auf-
gabe einer Wirtschaftskammer, dass sie die Lehrlingsförderung unterstützt. Um ganz 
sicher zu gehen, hat er sich am selben Tag von der Grünen-Wirtschaft noch die aktuel-
len Zahlen geholt. Es geht hier um den WKO Jahresabschluss von 2023. Kurz gesagt, die 
Geldspeicher sind prall gefüllt. Im heurigen Jahr haben die Rücklagen der WKO Öster-
reich erstmalig die zwei Milliarden Euro Grenze überschritten. Zwei Mrd. auf der ho-
hen Kante und der Überschuss im heurigen Jahr lag bei ca. 100 Mio. Euro. Offensicht-
lich ist es eine weit verbreitete Einstellung zu sagen, wenn man irgendetwas bekom-
men kann, egal ob man es jetzt braucht oder nicht, man nimmt jeden Cent, den man 
irgendwo hernehmen kann. Das ist aber auch eine Einstellung die dazu führt, dass man 
finanziell in der öffentlichen Hand einfach so dasteht, wie man eben dasteht. Jede Or-
ganisation kann sich selbst überlegen, ob sie das braucht oder nicht braucht. Wenn er 
bei sich selbst ansetzt – er könnte ungefähr 3.000 Euro für den E-mobilen-Fuhrpark 
lukrieren indem er CO2 Zertifikate verkauft, tut er aber nicht. Weil er es einerseits 
nicht braucht und andererseits der Meinung ist, dass er nichts daran verdienen muss, 
dass er CO2 einspart und ein anderer es dann in die Luft pulvert. Also immer grund-
sätzlich die Entscheidung, ob man etwas braucht oder eben nicht. Aus diesem Grund 
wird man, so wie in den letzten Jahren, als Grüne-Fraktion gegen diesen Antrag stim-
men. Heuer und wahrscheinlich auch in den nächsten Jahren. 
 
GR Strobl stimmt mit Herrn StR Winterstätter überein. Dieser hat genau das gesagt, 
wie er es selbst auch sagen wollte. Seine Fraktion sieht es genauso. Die Wirtschafts-
kammer bekommt Gelder von ihren Mitgliedern, um genau solche Veranstaltungen 
durchzuführen. Natürlich war die Messe gut besucht, die potenziellen Lehrlinge konn-
ten sich ein gutes Bild machen und die Betriebe konnten sich präsentieren. Genau da-
für wird die WKO aber auch bezahlt. Auch er hat gelesen, dass die Rücklagen zwei Mil-
liarden Euro betragen und auch wenn es sich hier nur um 2.000 Euro Förderung von 
Sachleistungen handelt, ist er der Meinung, dass sie darauf verzichten könnte. Sinnvol-
ler fände er es, wenn die Stadtgemeinde die Vereine, die nicht Milliarden oder 
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Millionen an Rücklagen haben, unterstützt. Seine Fraktion ist für die Lehrlingsmesse, 
aber gegen diese Förderung. 
 
GR Mag. Dr. Eberl erlaubt sich kurz zu fassen, weil Herr StR Knauseder ohnehin schon 
vieles vorweg genommen hat. Sie möchte aber unterstreichen, dass man nicht die 
Wirtschaftskammer fördert, sondern die Lehrlingsmesse, die von der Wirtschaftskam-
mer organisiert wird. Ihr wäre nicht erinnerlich, dass der Sozialhilfeverband Mitglieds-
beiträge an die Wirtschaftskammer bezahlt. Die Lehrlingsmesse ist eine Möglichkeit, 
wo sich Berufssuchende orientieren können, sich im Endeffekt die Berufsmöglichkeiten 
veranschaulichen können. Die Kommunalsteuereinnahmen liegen bei 15,3 Mio. Euro. 
Und hier geht es um die Förderung von Sachleistungen in der Höhe von 2.841,90. Sie 
sieht den Betrag als Zurverfügungstellung der Halle, wo sich die Arbeitgeber, und dazu 
zählen auch SHV oder BAV, ihren zukünftigen Mitarbeitern präsentieren können. Sie 
sieht es daher als Veranstaltung und als Zeichen der Stadtgemeinde, dass genau solche 
Veranstaltungen wichtig und förderwürdig sind. 
 
Für StR Dir. Knauseder MMBA ist das Demokratie, keine Frage. Herr StR Winterstätter 
hat seine Meinung, aber er glaubt, dass man sich diesem Thema von zwei Seiten annä-
hern kann. Einerseits die ideologische Seite, die Herr StR Winterstätter ganz stark an-
gestrengt hat. Man kann das hoch und runter spulen, wegen der Rücklagen, das ist un-
erschöpflich und man wird immer Argumente finden. Das ist diese stark ideologische 
Seite. Anderseits gibt es noch die pragmatische Seite. Und ihm würde es im Herzen 
weh tun, wenn es diese Lehrlingsmesse aufgrund eines ideologischen Aspekts nicht 
mehr in Braunau geben würde. Sie ist ein Herzstück und ein Signal der Stadt Braunau, 
dass man etwas tut, auch ein sehr wichtiges Signal an die Betriebe. Er hebt die neuen 
Berufe Pflegeassistent und Pflegefachassistent hervor, die von der Bezirkshauptmann-
schaft präsentiert wurden und fragt was es besseres gibt, als wenn so etwas in Brau-
nau vorgestellt wird. Viele Junge wissen gar nicht, dass es diese Berufe gibt und man 
sollte froh sein, wenn man die Messe vor Ort hat. Er möchte auf keinen Fall riskieren, 
dass die Messe aus einem womöglichen Grund dann irgendwo anders ist. Das sieht er 
faktisch, praktisch im Sinne der Leute, die man in Zukunft braucht, die Facharbeiterin-
nen und Facharbeiter in allen Bereichen. Seiner Ansicht nach ist es da nur recht und 
billig, dass die Stadtgemeinde schaut, wo sie einen überschaubaren Teil leisten kann 
und eben eine Halle zur Verfügung stellt. Das ist der Zugang seiner Fraktion, der dann 
hoffentlich mehrheitlich geteilt wird. 
 
StR Ing. Pill erörtert, dass man das Thema natürlich auch in der Fraktion diskutiert hat, 
auch hat man die Zahlen und die letztjährigen Diskussionen noch im Kopf, man sieht 
das aber ein bisschen pragmatisch. Es wurde ja bereits die Kommunalsteuer angespro-
chen und diese 2.800 Euro an Sachleistungen, da ist man in etwa im Bereich von etwas 
unter 0,2 Promille der Kommunalsteuer. Oder wenn man das ganze umlegt, wenn man 
sagt man hat einen Industriearbeitsplatz, die ja mittlerweile recht gut bezahlt werden, 
und man kalkuliert mit irgendwo in der Größenordnung von 50.000 Euro brutto mit al-
len Zulagen, Wochenenddiensten etc. Als Kommune bekommt man 3% des Brutto als 
Kommunalabgabe, das heißt man redet hier über Kommunalabgaben von zwei Indust-
riearbeitsplätzen, wenn man das umrechnet. Auch er arbeitet jetzt bei einer Firma, in 
der man darauf angewiesen ist Lehrlinge zu finden, einfach weil man Fachkräfte am 
Markt zum Teil gar nicht findet oder nur sehr schwer. Diese Firma hat  
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ebenfalls bei der Lehrlingsmesse ausgestellt und man holt sich jetzt gerade die Mög-
lichkeit, Konstrukteure selbst auszubilden, weil auch dort der Markt relativ leer ist. Es 
ist schwer, gute Leute zu bekommen und es ist wichtig, dass man das vor Ort tun kann. 
Natürlich ist auch er der Meinung, dass eine Organisation die zwei Milliarden Euro an 
Rücklagen hat, es sich selbst leisten kann, das ist ganz klar und da braucht man auch 
nicht lange darüber zu reden. Was man als Stadtgemeinde aber nicht kann, ist die 
Wirtschaftskammer dazu zu zwingen, diese Lehrlingsmesse hier in Braunau abzuhalten. 
Und somit muss er einfach sagen, dass das Risiko einfach überwiegt, dass die Messe 
dann nicht mehr in Braunau ist und Arbeitsplätze nicht besetzt werden können und 
junge Menschen nicht mehr in diese gut bezahlten Jobs hineinkommen. Wenn die Mit-
glieder einen Brief schreiben und die Wirtschaftskammer dazu auffordern, das bitte 
nicht mehr bei der Stadtgemeinde anzufragen, sondern den Betrag aus eigener Tasche 
zu bezahlen, dann kann er das gerne unterstützen. Aber das Risiko, die Lehrlingsmesse 
zu verlieren und der damit einhergehende Schaden, nämlich erstens, dass junge Leute 
die Ausbildungsplätze nicht bekommen und der zweite, dass die Firmen die Fachkräfte 
nicht bekommen, der überwiegt. Und aus diesem Grund wird seine Fraktion der Förde-
rung zustimmen.  
 
GR Eiblmaier sagt, dass der Wind rau weht und man vor großen Herausforderungen 
steht. Man braucht Zusammenarbeit und man braucht Disziplin. Und man muss sehen, 
dass man in allen Situationen die Scheuklappen abnimmt und gemeinsam entscheidet, 
wie man zuvor gehört hat. Und egal ob es um Windräder geht oder um Einsparungen, 
meistens heißt es: Ja überall, nur nicht hier. Und unabhängig von den verfügbaren Mit-
teln, die man aktuell einsparen muss betont er, dass die Wirtschaftskammer eine der 
reichsten Organisationen ist und die Unterstützung der Betriebe eine der ureigensten 
Aufgaben. Eigentlich finanziert sich die Messe selbst über die Umlagen. Aber selbst 
wenn man die Gefahr sieht, dass die Wirtschaftskammer die Messe woanders macht, 
weil ihr die Kosten zu hoch sind, dann ist das kein Sparpotential, sondern aus seiner 
Sicht im Sinne der Braunauer Betriebe Arbeitsverweigerung und boshaft. 
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP II/11 ab-
stimmen. 

Antrag: 
Förderung des Gesamtbetrages in Höhe von EUR 2.841,90 für die Lehrlingsmesse der 
WKOÖ am 11. Und 12.10.2024. 

Beschluss: 
Antrag angenommen Für den Antrag: 
  ÖVP- und FPÖ-Fraktion 
  Gegen den Antrag: 
  SPÖ- und Grüne-Fraktion 
 
an IIa am 23.10.2024 / La 
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III. Anträge des Wirtschaftsausschusses: 

1. Grundstücksteil-Verkauf  
GSt.Nr. 1358/9, EZ 649, KG 40014 Ranshofen 
 
StR HR Mag. Gaisbauer berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP III/1 abstimmen. 

Antrag: (mit Fin.A.) 
a) Dem Verkauf eines Teiles der Liegenschaft GSt.Nr. 1358/9 KG 40014 im unver-

bürgten Ausmaß von ca. 193 m² wird grundsätzlich zugestimmt. 
b) Der festgestellte Verkehrswert lt. gutachterlicher Stellungnahme von Hr. Ing. Hai-

dinger in Höhe von EUR 115,00/m² wird angenommen und soll den Kaufpreis dar-
stellen. 

c) Die Fachabteilung soll die weiteren nötigen Schritte (Vermessung, Erstellung Kauf-
vertrag, …) in Abstimmung mit den Kaufinteressenten setzen. Ein Muster des 
Kaufvertrages wird nach Kenntnis den entsprechenden Gremien zur Beschlussfas-
sung vorgelegt. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
  (ohne GR Šijaković)  
 
an IIb am 23.10.2024 / La 

2. Grundstücksverkauf neben Salzburger Straße 124 
GSt.Nr. 252/40, EZ 2122, KG Ranshofen 
 
StR HR Mag. Gaisbauer berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP III/2 abstimmen. 

Antrag: (mit Fin.A.) 
a) Dem Verkauf der Liegenschaft GSt.Nr. 252/40, EZ 2122, KG 40014 Ranshofen im 

unverbürgten Ausmaß von 450 m² wird grundsätzlich zugestimmt. 
b) Die Fachabteilung soll in Zusammenarbeit mit einem Immobilienbüro einen Ver-

kaufspreis eruieren. 
c) Die Fachabteilung soll in Abstimmung mit einem Immobilienbüro mögliche Käufer 

finden. Ein Kaufangebot bzw. ein Kaufvertrag wird nach Kenntnis den entspre-
chenden Gremien vorgelegt. 
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Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
                                                                           (ohne GR Šijaković und GR C. Bachinger) 
 
an IIb am 23.10.2024 / La 

3. Änderung Nutzungsvereinbarung für Stadion Braunau durch Auflösung bisherige 
Spielgemeinschaft Braunau-St. Peter-Ranshofen 
 
StR HR Mag. Gaisbauer berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP III/3 abstimmen. 

Antrag: (mit Fin.A.) 
a) Die Kündigung der Nutzungsvereinbarung mit Spielgemeinschaft Braunau-St. Pe-

ter-Ranshofen mit sofortiger Wirkung vom 20.08.2024 wird zur Kenntnis genom-
men. 

b) Dem beiliegenden Entwurf der Nutzungsvereinbarung Stadion Braunau vom 
20.09.2024 mit der Union Raiba St. Peter am Hart wird rückwirkend ab 01.09.2024 
zugestimmt. 

c) Der Verrechnung der Nutzung der Bezirkssporthalle für den Trainingsbetrieb mit 
einer 90%igen Förderung der Nettohallenmiete ab Beginn der Hallentrainings im 
Herbst 2024 wird zugestimmt – d.h. der Union Raiba St. Peter am Hart werden 10 
% des Nettobetrages der Hallenmiete und die Umsatzsteuer für den Gesamtbe-
trag in Rechnung gestellt. 

Beschluss: 
Antrag angenommen Für den Antrag: 
  ÖVP-, FPÖ- und Grüne-Fraktion, 
  Vbgm. Grabner-Sittenthaler, GR Knauseder, 
  StR Schäfer, GR Eiblmaier, GR Streitberger, 
  GR Omerovic, GR Strobl 
  Gegen den Antrag durch Stimmenthaltung: 
  GR Offenhuber 
 
  (ohne GR Šijaković und GR C. Bachinger) 
 
an IIIb am 23.10.2024 / La 
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4. Elektrifizierung der Mattigtalbahn; Entwurf Kaufvertrag ÖBB vom 09.07.2024 
 
StR HR Mag. Gaisbauer berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP III/4 abstimmen. 

Antrag: 
a) Der Auflassung der Teilfläche des öffentlichen Gutes, auf Grundlage des Lageplans 

der "ÖBB-Infra" vom 15.02.2024, wird zugestimmt. 
b) Dem Kaufvertrag zwischen der ÖBB Infrastruktur AG und der Stadtgemeinde Brau-

nau am Inn über die Teilfläche des GSt 753, KG Braunau, wird entsprechend dem 
beiliegenden vollinhaltlich zur Kenntnis genommenen Entwurf des Kaufvertrages 
vom 09.07.2024 zugestimmt. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
                                                                           (ohne GR Šijaković und GR C. Bachinger) 
 
an IIIb am 23.10.2024 / La 

5. Konrad Meindl-Straße; Grundgrenzänderung im Zusammenhang mit der Anpassung 
an den Naturbestand gemäß § 15 Liegenschaftsteilungsgesetz; Vermessungsurkunde 
Geometer BRUNNER ZT-GmbH vom 07.06.2024, GZ 17790-TP 
 
StR HR Mag. Gaisbauer berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP III/5 abstimmen. 

Antrag: 
a) Den vorangeführten vollinhaltlich zur Kenntnis genommenen Grundtransaktionen, 

auf Grundlage der Vermessungsurkunde der Geometer BRUNNER ZT-GmbH vom 
07.06.2024, GZ 17790-TP, wird zugestimmt. 

b) Der Auflassung der Teilflächen des öffentlichen Gutes, auf Grundlage der Vermes-
sungsurkunde der Geometer BRUNNER ZT-GmbH vom 07.06.2024, GZ 17790-TP, 
wird zugestimmt. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
  (ohne GR Stobier) 
 
an IIIb am 23.10.2024 / La 
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6. Talstraße; Grundgrenzänderung im Zusammenhang mit der Anpassung an den Natur-
bestand gemäß § 15 Liegenschaftsteilungsgesetz; Vermessungsurkunde  
Geometer BRUNNER ZT-GmbH vom02.05.2024, GZ 21692-TP 
 
StR HR Mag. Gaisbauer berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP III/6 abstimmen. 

Antrag: 
a) Den vorangeführten vollinhaltlich zur Kenntnis genommenen Grundtransaktionen, 

auf Grundlage der Vermessungsurkunde der Geometer BRUNNER ZT-GmbH vom 
02.05.2024, GZ 21692-TP, wird zugestimmt. 

b) Der Auflassung der Teilflächen des öffentlichen Gutes, auf Grundlage der Vermes-
sungsurkunde der Geometer BRUNNER ZT-GmbH vom 02.05.2024, GZ 21692-TP, 
wird zugestimmt. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
  (ohne GR Stoiber) 
 
an IIIb am 23.10.2024 / La 

IV. Anträge des Kulturausschusses: 

1. Tourismusverband Entdeckerviertel; Christkindlmarkt im Palmpark 2024;  
Ansuchen um Förderung 

Antrag: (mit Fin.A.) 
Zustimmung zur Förderung des Christkindlmarktes im Palmpark 2024 des Tourismus-
verbandes Entdeckerviertel durch Gewährung einer Barförderung in Höhe von  
EUR 40.000,00 sowie Sachleistungen des Städtischen Wirtschaftshofes bis zu  
EUR 8.000,00 exkl. USt.  
Etwaig anfallende Umsatzsteuer und Gebühren sind vom Veranstalter zu bezahlen. Die 
Barförderung wird nach Vorlage einer Abrechnung mit saldierten Rechnungsbelegen 
ausbezahlt. 
 
GR Hermann berichtet über den Tagesordnungspunkt. 
 
Bgm. Mag. Waidbacher erläutert, dass man in der Fraktionsobleutevorbesprechung 
beschlossen hat, den Antrag abzuändern. Und zwar wird „einer Abrechnung mit sal-
dierten Rechnungsbelegen“ durch „einer vollständigen Einnahmen-/Ausgabenrech-
nung mit beigelegten Belegen“ ersetzt.  
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Vbgm. DI Grabner-Sittenthaler informiert dazu, dass die Anregung prinzipiell von sei-
ner Fraktion kam, weil man es als notwendig empfindet, da die Summe inkl. Sachleis-
tungen bei immerhin 48.000 Euro liegt. Heute hat man ja schon von der Sparnotwen-
digkeit gehört. Für seine Fraktion ist der Christkindlmarkt eine super Sache, das ist 
überhaupt kein Thema. Aber ihnen ist wichtig, dass die Mandatare, die hier über die 
Förderung entscheiden, auch die Verhältnismäßigkeit der Förderhöhe einschätzen kön-
nen. Darum ist es eben wichtig, die gesamte Ein- und Ausgabenrechnung zu erhalten 
um zu sehen, ob die Förderhöhe verhältnismäßig ist, auch für die nächsten Jahre. Er 
findet, das ist sehr wichtig und steht den Mandataren auch zu und ist, wie er glaubt, 
notwendig. Das soll aber nicht heißen, dass man nicht will, dass der Christkindlmarkt 
gefördert wird. Ganz im Gegenteil, bei so einer großen Veranstaltung, speziell wie es 
im Vorjahr war, als das Wetter so schlecht war, geht das nicht anders. Das muss dann 
in einer gewissen Weise abgesichert werden. Aber andererseits ist es auch wichtig, 
dass man durch diese Informationen eine gute Entscheidungsgrundlage hat, damit 
man guten Gewissens einer so hohen Förderung zustimmen kann.  
 
GR DI Mag. Hackl geht davon aus, dass es auch 2025 wieder einen Christkindlmarkt ge-
ben wird, das hofft er auch. Er würde sich wünschen, dass, wenn man im Finanzaus-
schuss dann über die Förderung 2025 berät, man dann genau diese Abrechnung auch 
in den Unterlagen finden kann.  
 
GR Hermann möchte noch ergänzend hinzufügen, weil immer darüber gesprochen 
wird, dass die Standbetreiber mehr bezahlen sollen. Die Hütten, die wirklich etwas ver-
dienen, zahlen pro Tag 200 Euro, also in Summe für die gesamte Dauer 3.000 Euro. 
Und es handelt sich ja nicht nur um Vereine, die den Erlös eins zu eins in die Kasse ge-
ben können, sondern es gibt auch Firmen, die ihre Mitarbeiter zahlen müssen. Nur falls 
man glaubt, dass der Plafond bei den Mieten noch nicht erreicht ist. Heuer wurden 
diese wieder um 10% erhöht, das nur zur Info.  
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über den neuen 
Antrag zu TOP IV/1 abstimmen. 
 
Neuer Antrag: 
Zustimmung zur Förderung des Christkindlmarktes im Palmpark 2024 des Tourismus-
verbandes Entdeckerviertel durch Gewährung einer Barförderung in Höhe von  
EUR 40.000,00 sowie Sachleistungen des Städtischen Wirtschaftshofes bis zu  
EUR 8.000,00 exkl. USt.  
Etwaig anfallende Umsatzsteuer und Gebühren sind vom Veranstalter zu bezahlen. Die 
Barförderung wird nach Vorlage einer vollständigen Einnahmen-/Ausgabenrechnung 
mit beigelegten Belegen ausbezahlt. 
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Beschluss: 
Antrag angenommen Für den Antrag: 
  Bgm. Waidbacher, GR Eberl, StR Knauseder,  
  StR Gaisbauer, GR Bruckbauer, 
  GR Stoiber, GR Höfelsauer, GR Kritzinger,  
  GR Hermann, GR A. Bernroithner, GR Dutzler, 
  GRE Riegler, GRE Kühholzer, GRE Hamminger, 
  GRE Pfoser, SPÖ-, FPÖ- und Grüne-Fraktion 
  Gegen den Antrag durch Stimmenthaltung: 
  GR Šijaković 
 
  (ohne StR Schäfer) 
 
an KK am 23.10.2024 / La 

2. D’Zwidan Hölln Teifin – Krampusverein  
7. Braunauer Krampuslauf am Samstag, 16. November 2024; Ansuchen um Förderung 
 
GR Hermann berichtet über den Tagesordnungspunkt. 
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP IV/2 abstimmen. 

Antrag: (mit Fin.A.) 
a) Zustimmung zur Förderung des Krampuslaufes des Vereines D’Zwidan Hölln Teifin 

am 16.11.2024 durch kostenlose Überlassung der Markthalle (EUR 275,00) sowie 
Gewährung von Sachleistungen des Städt. Wirtschaftshofes in Höhe von ca.  
EUR 2.000,00. 

b) Eine Barförderung wird nicht gewährt. 
Die Gesamthöhe der Förderung beträgt somit ca. EUR 2.275,00. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
  (ohne StR Schäfer) 
 
an KK am 23.10.2024 / La 
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V. Anträge des Bildungsausschusses: 

1. Oö. Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz-Novelle 2024  
Oö. Elternbeitragsverordnung 2024;  
Änderung Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungsordnung (KBBEO)  
Tarifordnung für die städtischen KBBE 
 
GR Mag. Kritzinger BA MA berichtet über den Tagesordnungspunkt. 
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP V/1 abstimmen. 

Antrag: (mit Fin.A.) 
a) Die Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungsordnung (KBBEO) für die Kinder-

gärten der Stadtgemeinde Braunau am Inn und die Tarifordnung für die Kinderbil-
dungs-und -betreuungseinrichtungen der Stadtgemeinde Braunau am Inn werden 
laut Entwürfen vom 14.08.2024, Ib/504 – lh, genehmigt. 

b) Beide Verordnungen treten mit 04.11.2024 in Kraft. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
  (ohne StR Schäfer) 
 
an Ib am 23.10.2024 / La 

2. Krabbelstube und Schülerhort Braunau – Abgangsdeckungen;  
Hochrechnungen 2024 der Familienzentren GmbH  
der OÖ Kinderfreunde vom 05.09.2024 
 
GR Mag. Kritzinger BA MA berichtet über den Tagesordnungspunkt. 
 
StR Ing. Pill ist bewusst, dass man nicht mit Zahlen herumwerfen soll, aber man soll es 
auch einmal sagen, wenn die Stadtgemeinde sich etwas kosten lässt. In diesem Fall ist 
es die Kinderbetreuung. Natürlich ist es positiv, dass man Kinderbetreuungsplätze hat 
und diese werden natürlich auch gebraucht und man unterstützt das. Aber wenn man 
jetzt zusammenrechnet hat man, wie er glaubt, acht Krabbelstubengruppen, das sind 
80 Kinder, die in der Krabbelstube sind. Und wie man hier sieht, beträgt die Abgangs-
deckung für die Stadtgemeinde mit Ende 2024 749.404 Euro. Im nächsten Punkt hat 
man dann die Abgangsdeckung für das nächste Jahr, die aufgrund der Progression der 
Gehälter bei über 800.000 Euro liegen wird. Das ist schon Geld, das man in die Hand 
nimmt. Natürlich liegt das auch am Ausbau in der Kinderbetreuung, dem Ausbau in der 
Krabbelstubenbetreuung. Das ist etwas, das einen nicht nur bei den Investitionskosten, 
sondern auch im laufenden Betrieb trifft. Deswegen ist es gar nicht einfach, dass das 
ganze praktisch positiv abgeschlossen wird. Und bei diesen 800.000 Euro, da hat das 
Land Oberösterreich schon bezahlt und die Elternbeiträge sind ebenfalls schon abgezo-
gen. Die laufenden Kosten, die für die Krabbelstuben auflaufen, liegen in Summe bei 
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etwas über 1,4 Mio. Euro. Er denkt, das kann man schon einmal erwähnen, dass die 
Stadtgemeinde Braunau die Krabbelstuben mit in etwa 10.000 Euro pro Krabbelstu-
benkind fördert. Man wird hier natürlich zustimmen, aber er wollte es erwähnen. 
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP V/2 ab-
stimmen. 

Antrag: (mit Fin.A.) 
a) Auf Basis der Hochrechnung der Familienzentren GmbH der OÖ Kinderfreunde 

vom 05.09.2024 wird der für die Krabbelstube Löwenzahn für das Jahr 2024 vo-
raussichtliche Abgangsdeckungsbetrag der Stadtgemeinde Braunau am Inn um  
EUR 92.705,00 auf EUR 749.404,00 aufgestockt. 

b) Der Mehrbedarf wird mit der 4. Rate 2024 mit Fälligkeit 15.11.2024 ausbezahlt. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an Ib am 23.10.2024 / La 

3. Krabbelstube und Schülerhort Braunau; vorläufige Budgets 2025 – Genehmigung 
 
GR Mag. Kritzinger BA MA berichtet über den Tagesordnungspunkt. 
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP V/3 abstimmen. 

Antrag: (mit Fin.A.) 
a) Die Stadtgemeinde Braunau am Inn genehmigt gemäß Punkt III der Vereinbarung 

zur Trägerschaft der Krabbelstube Braunau vom 19.10.2010 das von der Familien-
zentren GmbH der OÖ Kinderfreunde vorgelegte vorläufige Budget 2025 vom 
05.09.2024 mit einem voraussichtlich notwendigen Gemeindebeitrag in Höhe von 
EUR 842.850,00. 

b) Die Stadtgemeinde Braunau am Inn genehmigt gemäß Punkt III der Erweiterung 
zum Trägerschaftsvertrag vom 19.10.2010 mit Regelungen zum Hort Braunau am 
Inn vom 19. bzw. 25.05.2022 das von der Familienzentren GmbH der OÖ Kinder-
freunde vorgelegte vorläufige Budget 2025 vom 05.09.2024 mit einem voraus-
sichtlich notwendigen Gemeindebeitrag in Höhe von EUR 207.426,00 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an Ib am 23.10.2024 / La 
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4. Abschlussball des Gymnasiums Braunau am 18.10.2024 
 
GR Mag. Kritzinger BA MA berichtet über den Tagesordnungspunkt. 
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP V/4 abstimmen. 

Antrag: (mit Fin.A.) 
Für das Gymnasium Braunau anlässlich des Abschlussballes 2024 werden die Nettokos-
ten für die Hallenmiete und Leihgebühren, der Bauzaun und der Grünschmuck in Höhe 
von ca. EUR 3.095,00 gefördert. Die Personalkosten und die Mehrwertsteuer sind vom 
Gymnasium zu bezahlen. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIa am 23.10.2024 / La 

VI. Anträge des Planungsausschusses: 

1. Cafe Pause, Flächenwidmungsplan Nr. 5 – Änderung Nr. 20; Anpassung B zur Nut-
zungsvereinbarung vom 01.06.2017 
 
Vbgm. DI Grabner-Sittenthaler berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP VI/1 abstimmen. 

Antrag: 
Der Anpassung B zur Nutzungsvereinbarung vom 01.06.2017 mit dem aktuellen Eigen-
tümer des vertragsgegenständlichen Grundstückes Nr. 1732/2, KG Ranshofen, wird lt. 
vorliegendem vollinhaltlich zur Kenntnis genommenen Entwurf vom 13.02.2024 zuge-
stimmt. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
  (ohne StR Pill) 
 
an IIIa am 23.10.2024 / La 
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2. Spar Laabstraße, Änderung Örtliches Entwicklungskonzept Nr. 2, Änderung Flächen-
widmungsplan Nr. 6, Änderung Bebauungsplan Nr. 25/2;  
Planungskostenvereinbarung 
 
Vbgm. DI Grabner-Sittenthaler berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP VI/2 abstimmen. 

Antrag: 
Der vorliegenden, vollinhaltlich zur Kenntnis genommenen Planungskostenvereinba-
rung vom 24.05.2024, welche sich auf das Raumordnungsverfahren IIIa610-2021-12 – 
Spar Laabstraße bezieht, wird zugestimmt. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
                                                                                           (ohne StR Pill und GR Gapp) 
 
an IIIa am 23.10.2024 / La 

3. Spar Laabstraße, Änderung Örtliches Entwicklungskonzept Nr. 2, Änderung Flächen-
widmungsplan Nr. 6, Änderung Bebauungsplan Nr. 25/2; Einleitung 
 
Vbgm. DI Grabner-Sittenthaler berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
GR Bruckbauer hat sich sehr gefreut, als er gesehen hat, dass dieser Punkt kommt und 
sich Herr Direktor Leitner entschlossen hat einen Spar oder Eurospar zu bauen. Ihn 
hätte es auch gefreut, wäre das noch in seiner Zeit gewesen, aber vielleicht hatte man 
nicht das Vertrauen in ihn, dass er das schafft. Man hat schon viele Jahre mit Herrn 
Baudirektor Schug über das Thema gesprochen und er ist überzeugt, dass der Spar-
Markt dort seine Berechtigung hat und man ihn dort auch wirklich braucht, mit immer-
hin fast 3.000 Bewohnern in der Umgebung. Er wünscht dem Spar-Markt, weil es ja 
eine Eigenfiliale ist, das Allerbeste. Gerne hätte er es selbst noch gemacht, aber es hat 
sich leider nicht mehr ergeben. Seit 1. Oktober ist er nun in Pension, also außer Dienst, 
aber er freut sich, dass dieses Projekt jetzt in Angriff genommen wird. 
 
Bgm. Mag. Waidbacher bedankt sich bei Herrn GR Bruckbauer, möchte aber noch fest-
halten, dass das Vertrauen mit Sicherheit da war und wohl das Gebäude in die Jahre 
gekommen, aber nicht er. Und außerdem ist er im Unruhestand und nicht außer 
Dienst.  
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP VI/3 ab-
stimmen. 
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Antrag: 
Aufgrund des im Amtsvortrag angeführten Sachverhaltes und der Begründung ist das 
Verfahren zur  
a) Änderung Nr. 34 des ÖEK Nr. 2 lt. Änderungsplan ÖEK 2.34 – Spar Laabstraße vom 

20.08.2024 
b) Änderung Nr. 28 des Flächenwidmungsplanes Nr. 6 lt. Änderungsplan FW 6.28 – 

Spar Laabstraße vom 20.08.2024 
c) Änderung Nr. 11 des Bebauungsplanes Nr. 25/2 lt. Plan BPL 25/2.11 – Spar 

Laabstraße vom 06.09.2024 
nach den Bestimmungen des Oö. ROG 1994 idgF einzuleiten. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIIa am 23.10.2024 / La 

4. Krankenhaus, ÖEK Nr. 2 – Änderung Nr. 33, Flächenwidmungsplan Nr. 6 – Änderung 
Nr. 27, Bebauungsplan Nr. 24/1 – Änderung Nr. 57; Einleitung 
 
Vbgm. DI Grabner-Sittenthaler berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP VI/4 abstimmen. 

Antrag: 
Aufgrund des im Amtsvortrag angeführten Sachverhaltes und der Begründung ist das 
Verfahren zur  
a) Änderung Nr. 33 des ÖEK Nr. 2 lt. Änderungsplan ÖEK 2.33 – Krankenhaus vom 

03.07.2024 
b) Änderung Nr. 27 des Flächenwidmungsplanes Nr. 6 lt. Änderungsplan FW 6.27 – 

Krankenhaus vom 08.08.2024 
c) Änderung Nr. 57 des Bebauungsplanes Nr. 24/1 lt. Änderungsplan BPL 24/1.57 – 

Krankenhaus vom 27.08.2024 
nach den Bestimmungen des Oö. ROG 1994 idgF einzuleiten. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
  (ohne GR B. Bachinger) 
 
an IIIa am 23.10.2024 / La 
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5. Krabbelstube Haselbach, ÖEK Nr. 2 – Änderung Nr. 31, Flächenwidmungsplan Nr. 6 – 
Änderung Nr. 25, Bebauungsplan Nr. 10 – Änderung Nr. 63; Beschlussfassung 
 
Vbgm. DI Grabner-Sittenthaler berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP VI/5 abstimmen. 

Antrag: 
Aufgrund des im Amtsvortrag angeführten Sachverhaltes und der Begründung wird  
a) die Änderung Nr. 31 des Örtlichen Entwicklungskonzeptes Nr. 2 lt. Änderungsplan 

ÖEK 2.31 – Krabbelstube Haselbach vom 10.04.2024 
b) die Änderung Nr. 25 des Flächenwidmungsteils Nr. 6 lt. Änderungsplan FW 6.25 – 

Krabbelstube Haselbach vom 10.04.2024 
c) die Änderung Nr. 63 des Bebauungsplanes Nr. 10 lt. Änderungsplan BPL 10.63 – 

Krabbelstube Haselbach vom 03.09.2024 
nach den Bestimmungen des Oö. ROG 1994 idgF beschlossen. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIIa am 23.10.2024 / La 

6. Stechl - Gründe, Rainerstraße/Laaber Holzweg, Bebauungsplan Nr. 22 – Änderung 
Nr.10; Beschlussfassung 
 
Vbgm. DI Grabner-Sittenthaler berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP VI/6 abstimmen. 

Antrag: 
Aufgrund des im Amtsvortrag angeführten Sachverhaltes und der Begründung wird die 
Änderung Nr. 10 des Bebauungsplans Nr. 22 lt. Änderungsplan BPL 22.10 vom 
15.05.2024 nach den Bestimmungen des Oö. ROG 1994 idgF beschlossen. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
  (ohne StR Gaisbauer) 
 
an IIIa am 23.10.2024 / La 
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7. Michaelistraße Mitte, Änderung ÖEK Nr. 2, Änderung Flächenwidmungsplan Nr. 6;  
Ablehnung 
 
Vbgm. DI Grabner-Sittenthaler berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP VI/7 abstimmen. 

Antrag: 
a) Aufgrund des im Amtsvortrag angeführten Sachverhaltes und der Begründungen 

wird eine Änderung des Flächenwidmungsteils Nr. 6 für die Grundstücke 231/2 
und 232, KG Ranshofen, abgelehnt. 

b) Auch eine alleinige Änderung des ÖEK Nr. 2 für die Grundstücke 231/2 und 232, 
KG Ranshofen, wird abgelehnt. 

Beschluss: 
Antrag angenommen Für den Antrag: 
  Bgm. Waidbacher, GR Eberl, GR Bruckbauer,  
  GR Stoiber, GR Šijaković, 
  GR Höfelsauer, GR Kritzinger, GR Hermann, 
  GR A. Bernroithner, GR Dutzler, GRE Riegler, 
  GRE Kühholzer, GRE Hamminger, GRE Pfoser, 
  SPÖ-, FPÖ- und Grüne-Fraktion 
  Gegen den Antrag durch Stimmenthaltung: 
  StR Knauseder 
 
  (ohne StR Gaisbauer) 
 
an IIIa am 23.10.2024 / La 

8. Rembart, Anregung Änderung Flächenwidmungsplan Nr. 6; Ablehnung 
 
Vbgm. DI Grabner-Sittenthaler berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP VI/8 abstimmen. 

Antrag: 
Aufgrund des im Amtsvortrag angeführten Sachverhaltes und der Begründungen wird 
eine Änderung des Flächenwidmungsplanes Nr. 6 für das Grundstück Nr. 615/1, KG 
Braunau am Inn, abgelehnt. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIIa am 23.10.2024 / La 
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9. Wirt z’Aching, ÖEK Nr. 2 – Änderung Nr. 29, Flächenwidmungsplan Nr. 6 – Änderung 
Nr. 22, Neuerstellung Bebauungsplan Nr. 65; Erneute Beschlussfassung 
 
Vbgm. DI Grabner-Sittenthaler berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP VI/9 abstimmen. 

Antrag: 
Aufgrund des im Amtsvortrag angeführten Sachverhaltes und der Begründung wird  
a) die Änderung Nr. 29 des Örtlichen Entwicklungskonzeptes Nr. 2 lt. Änderungsplan 

ÖEK 2.29 – Wirt z’Aching vom 01.10.2024 
b) die Änderung Nr. 22 des Flächenwidmungsteils Nr. 6 lt. Änderungsplan FW 6.22 – 

Wirt z’Aching vom 01.10.2024 
c) die Neuerstellung des Bebauungsplanes Nr. 65 lt. Plan BPL 65 – Wirt z’Aching vom 

01.10.2024 
nach den Bestimmungen des Oö. ROG 1994 idgF beschlossen. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIIa am 23.10.2024 / La 

VII. Antrag des Verkehrsausschusses: 

1. Citybus Braunau am Inn; Samstagsverkehr – Evaluierung von Juli 2022 bis Juni 2024 
GR-Beschluss vom 01.07.2021, TOP VII/1 
 
StR Ing. Pill berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP VII/1 abstimmen. 

Antrag: (mit Fin.A.) 
Zustimmung zur unbefristeten Weiterführung des Samstagverkehrs gem. § 1 und 2 der 
Vereinbarung über die Bestellung und Finanzierung von Verkehrsdiensten im Rahmen 
des Oberösterreichischen Verkehrsbundes („Citybus Braunau“) vom 22. Februar 2022. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an Ib am 23.10.2024 / La 
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VIII. Antrag des Bau- und Umweltausschusses: 

1. Gebarungsprüfung - Aufhebung Beschlüsse über Kostentragung der Stadtgemeinde 
bei Kanal- und Wasserleitungsbau im öffentlichen Gut 
 
GR Gapp berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP VIII/1 abstimmen. 

Antrag: 
a) Der Beschluss des Gemeinderats vom 31.03.2016 TOP VII/10 über die Kostentra-

gung von Kanalleitungsbau von Hausanschlüssen im öffentlichen Gut wird wegen 
Widerspruch zu den Vorgaben des OÖ. Abwasserentsorgungsgesetzes 2001 sowie 
der Kanalordnung aufgehoben. 

b) Der Beschluss des Gemeinderats vom 23.3.2017 TOP VII/2 über die Kostentragung 
von Wasserleitungsbau von Hausanschlüssen im öffentlichen Gut wird wegen Wi-
derspruch zu den Vorgaben des OÖ. Wasserversorgungsgesetz 2015 sowie der 
Wasserleitungsordnung aufgehoben. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIIb am 23.10.2024 / La 

IX. Anträge des Prüfungsausschusses: 

1. Prüfung von: 
Neubau des Kindergartens Neustadt 
(Beilage) 

Antrag: 
Der Bericht des Prüfungsausschusses vom 03.06.2024 über die Sitzung vom 27.05.2024 
zum Thema „Prüfung von Neubau des Kindergartens Neustadt“ wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
 
GR DI Mag. Hackl berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über den neuen Antrag zu 
TOP VI/1 abstimmen. 
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Neuer Antrag: 
Der Bericht des Prüfungsausschusses vom 03.06.2024 über die Sitzung vom 27.05.2024 
zu den Themen „Prüfung von Neubau des Kindergartens Neustadt“ und „Container für 
die Volksschule Neustadt“ wird zur Kenntnis genommen. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an Bgm-Sekr am 23.10.2024 / La 

X. Allfälliges 

1. GR Gapp fragt nach, weil man im Verkehrsausschuss vom 4.6.2024 über das Thema 
„Schulumfeld Laab“ beraten hat, wo es um Schulstraßen, Elterntaxistände usw. ging. 
Eigentlich wäre der Plan gewesen, dass man das mit Schulbeginn umsetzt, es wurde 
dann aber verschoben. In einem Schreiben der Stadtgemeinde wurde informiert, dass 
die Verordnungen nochmals alle genau geprüft werden sollen und erneut beraten 
wird. Und dass der Beschluss dann im heutigen Gemeinderat geplant ist. Jetzt ist da 
heute leider nichts im Gemeinderat und daher ist ihre Frage, was der Grund dafür ist.  
 
Bgm. Mag. Waidbacher kann das einfach erklären. Zuerst hieß es, dass man ein Gut-
achten vom Land Oberösterreich braucht. Man wurde dann mit dem Gutachten hinge-
halten. Letztendlich ist dann herausgekommen, dass man doch kein Gutachten 
braucht. Man hat also das Verfahren fortgesetzt. Aktuell werden die ganzen Gebiets-
körperschaften angehört und sobald das erledigt ist, kann man mit der Umsetzung 
fortfahren. Die Volksschule Laab und das Gymnasium Braunau, die hier hauptbetroffen 
sind, sind dafür. Sofern man alle Stellungnahmen zurückbekommt geht er davon aus, 
dass man es bis zum nächsten Gemeinderat schafft.   
 
GR Gapp bedankt sich. Sie findet es ganz, ganz wichtig, weil jeder, der zu Schulbeginn 
zum Gymnasium oder zur Volksschule Laab kommt sehen kann, was für ein Verkehrs-
chaos herrscht. Das gefährdet die Sicherheit der Schülerinnen und Schüler, die mit 
dem Fahrrad oder zu Fuß zur Schule kommen wollen oder müssen. 
 
StR Ing. Pill versteht Frau GR Gapp vollkommen, deswegen ist es eigentlich ein Projekt, 
das man im Verkehrsausschuss ja auch vorantreiben will. Aber nur zur Erklärung, es ist 
im Juni die StVo geändert worden. Bis Juli war es eigentlich so, dass man die BH dazu 
hätte auffordern sollen, diese Schulstraße zu erlassen. Das hat sich dann mit Juli geän-
dert. Dann hieß es, dass man eben diese Gutachten von der BH benötigt, dann kann 
man sie selbst erlassen. Und wie Herr Bgm. Waidbacher bereits ausgeführt hat, hat 
sich da wieder etwas geändert. Es ist jetzt alles neu, auch die Gesetzgebung dahinter. 
Die Mühlen mahlen leider langsam, aber er denkt sie mahlen noch. Und es ist einem 
lieber, wenn das ganze dann fertig ist und auch sitzt, bevor man dann irgendetwas be-
schließt, was einem dann wieder jemand aufhebt. Es geht bei dieser Schulstraße auch 
um ein temporäres Fahrverbot für nicht öffentlichen Verkehr, also dass die Schüler in 
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Sicherheit diese letzten Meter zur Schule zurücklegen können. Es wird dann auch so 
sein, dass man dieses Fahrverbot natürlich auch überprüfen wird müssen, das bedeu-
tet am Anfang mit Hinweisen und irgendwann wird man vielleicht sogar jemanden 
strafen müssen. Auch wenn er es nicht hofft, wird es aber leider wahrscheinlich so 
werden. Und dann möchte er nicht, dass die Verordnung nicht hält, wenn jemand 
dann gegen diese Schulstraße Einspruch erhebt. Darum bittet er darum, dass man dem 
die Zeit gibt, die es braucht, damit dann auch wirklich der Beschluss hält und als Schul-
straße verordnet werden kann und die Verordnung dann auch hält.  
 
Vbgm. DI Grabner-Sittenthaler meldet sich kurz zu Wort, weil es sich hier um ein ge-
meinsames Projekt aus dem Mobilitätskonzept handelt, bei dem man gesagt hat, dass 
es etwas ist, das man leicht umsetzen kann und das auch finanziell nicht wahnsinnig 
viel kostet. Zur Ehrenrettung der Bauabteilung möchte er sagen, dass dieses Projekt 
wirklich extrem gut vorbereitet wurde, auch das Büro Planum, das das Mobilitätskon-
zept mitentwickelt hat, hat hier unterstützt. Die Pläne sind fix und fertig da. In der Gut-
achterdiskussion hieß es auch, dass man das Gutachten mit einem Sachkundigen inner-
halb der Bauabteilung abwickeln kann, was aufgrund seiner Ausbildung Herr DI Fink 
wäre. Aber es hat sich dann wirklich andauernd etwas geändert. Auch ihm wäre es lie-
ber gewesen, man hätte das jetzt im September oder Oktober umsetzen können, aber 
es wird sicher noch kommen. 
 
GR Gapp ist es einfach wichtig, dass es kommt. Je früher, desto besser. Es gibt ja an-
dere Gemeinden und Städte in Österreich, die schon Schulstraßen umgesetzt haben.  
 
an IIIb am 14.11.2024 / La 

 
2. GR Bruckbauer möchte gerne auf das erste Thema in der Bürgerfragestunde zurück-

kommen und noch ein paar Gedanken zur Innenstadt äußern. Als Bewohner der Innen-
stadt ist in den letzten Wochen und Monaten sehr viel auf ihn hereingeprasselt. Zuerst 
als der Billa in der Ringstraße geschlossen hat und nun als es hieß, dass auch der Billa-
Markt am Stadtplatz schließen wird. Vor allem an ihn wurde viel herangetragen, da er 
immer greifbar ist, es hieß der Bürgermeister und auch die Mandatare wären hier un-
tätig. Was aber nicht stimmt, weil man kann weder einem Konzern noch einem Haus-
besitzer vorschreiben, was er zu tun hat. Er hat sich daher selbst die Frage gestellt, wo 
er künftig einkaufen hingehen soll. Seinen Spar hat er nicht mehr und nun ist auch der 
Billa weg. Also stand er am Stadtplatz und hat sich gedacht, so, jetzt wird man verhun-
gern. Er hatte jetzt drei Wochen Zeit, da er ja nun außer Dienst ist, und ist so durch die 
Stadt gegangen und war überrascht, was man alles hat. Würde Herr Baudirektor Schug 
eine Stadtmauer rund um die Innenstadt bauen, man könnte überleben. Bis auf Holz, 
das hat man nicht, kann man wirklich alles in der Innenstadt finden. Man hat Fliesen, 
man hat einen Metzger, man hat Bäcker, man hat den Zagler, man hat Friseure, ein 
Schuhgeschäft, eine Schneiderei, Bekleidungsgeschäfte, man bekommt Brillen und 
Hörgeräte, man hat den Tchibo, man hat Restaurants. Also er sieht nicht, dass man 
verhungern müsste. Was aber natürlich klar ist, und das hat sich in den letzten Tagen 
wieder gezeigt, man kann mit so großen Konzernen preislich nicht mithalten. Das sieht 
man beim Obsthändler in der Stadt oder auch bei so einfachen Dingen wie einem hal-
ben Liter Milch. Diesen verkaufen die Supermärkte um 1,19 Euro, seine Tochter 
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bekommt ihn im Großhandel um 1,45. Für sie wäre es also vernünftiger, sie würde ihn 
beim Billa einkaufen und einfach noch etwas draufschlagen. Dies nur zur Veranschauli-
chung, dass die kleinen Unternehmer nichts dafür können, sondern sie einfach auch 
nur wirtschaftlich denken müssen. Herr GR Hermann und er haben sich nun die Mühe 
gemacht und eine Karte erstellt um zu veranschaulichen, was man in der Innenstadt 
alles hat. Und da sind die Ärzte gar nicht enthalten, sogar einen Tierarzt hat man in der 
Stadt. Nach außen hin geht die Welt unter, aber wenn man wirklich einmal mit offe-
nem Blick durch die Stadt geht sieht man, man ist versorgt. Und er findet man muss 
den Leuten näherbringen, dass nicht alles schlecht ist. Es liegt an einem selbst, wie 
man das ganze vermittelt. Und das Argument, dass die älteren Menschen nicht hinaus 
können – wenn der Citybus in die Stadt hineinfährt, dann fährt er auch wieder hinaus. 
Dass man damals die Einkaufszentren in die Peripherie hinaus gebaut hat, das ist nicht 
nur ein Braunau-Problem. Damit hat man die Innenstädte ein wenig ausgehöhlt, er hat 
auch kürzlich einen Bericht darüber gesehen, das war damals schlichtweg Usus. Man 
glaubte damals, das ist das Nonplusultra, mittlerweile ist man drauf gekommen, dass 
dem nicht so ist. Fakt ist aber auch, dass sich das Einkaufsverhalten generell verändert 
hat. Im Zeitalter des Interneteinkaufs ist ein Onlinehändler, der seinen Mitarbeitern ab 
18.30 Uhr nicht 70% Zuschlag zahlen muss, klar im Vorteil. Und in Zeiten, wo das Geld 
weniger wird, kann man auch niemanden verurteilen, wenn er dort kauft. Für den örtli-
chen Handel ist das aber natürlich ganz schlecht. Wichtig wäre hier aber auch die Un-
terstützung der örtlichen Behörden, ein Miteinander, dass man seitens der Behörden 
die Möglichkeit hat sich zu entwickeln. Als Beispiel nennt er das Gewerberecht, das ge-
ändert gehört, oder das Verkehrsrecht um beispielsweise Gehsteige besser nutzen zu 
können. Oder man macht die Gehsteige etwas breiter um so die Stadt zu beleben. All 
das wäre wichtig. Man braucht ein Miteinander, nur so glaubt er, kann man es schaf-
fen. Das wichtigste ist aber der Konsument. Er entscheidet, ob ein Geschäft bleibt oder 
wieder geht. Jeder kann selbst dazu beitragen und seinen Beitrag leisten.  
 
GR Hermann zeigt dem Gemeinderat einen Plan der Stadt mit Markierungen und stellt 
die Frage, was man glaubt, was das ist. Das ist die Nahversorgungskatastrophe, die 
man angeblich hat. Wo Leute auf Postings sogar antworten, dass sie kein Toilettenpa-
pier mehr bekommen, obwohl der Billa nie Toilettenpapier hatte. Da sieht man, wie 
man sich eigentlich verrennt. Das ist wirklich die Innenstadt und er glaubt, dass man 
durchaus gut aufgestellt ist. Natürlich ist die Entwicklung nicht positiv, aber in der jetzi-
gen Situation jammert man sich kränker als man ist.  
 
StR Winterstätter führt dazu aus, dass sich die Prioritäten schon dermaßen fast per-
vers verschoben haben. Denn das IPhone kann kosten, was es will und beim halben Li-
ter Milch geht es um jeden Cent. Man hat in den 70er Jahren ungefähr 30% des Ein-
kommens für Ernährung ausgegeben. Inzwischen ist man bei 13% und irgendwie hat 
das einfach keinen Wert mehr. Er glaubt, da muss man auch ansetzen, dass man das 
den Leuten wieder vermittelt.  
 
Vbgm. DI Grabner-Sittenthaler bedankt sich bei Herrn GR Bruckbauer, dass er das 
Thema aufgegriffen hat. Da er sich politisch für Stadtentwicklung zuständig fühlt und 
es sich für ihn um eine Herzensangelegenheit handelt, bestätigt er, dass man schon ein 
bisschen was tun kann. Was man aber nicht tun kann, ist auf einen REWE Konzern ein-
wirken, dass er in die Liegenschaft, in der er bisher war, wieder etwas hineintut. Weil 
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es hat ja auch Gründe, weshalb er herausgeht, er führt beispielsweise den Keller an. 
Oft liegt es auch an der Eigentümerstruktur, an der Investition oder der Laufzeit eines 
Gebäudes. Aber er fragt, was man als Stadt tun kann, damit Konsumenten in die Stadt 
kommen. Hier sieht er schon Möglichkeiten und man hat auch mit dem Mobilitätskon-
zept schon Einfluss darauf genommen. Was man unter anderem beeinflussen kann ist 
die Aufenthaltsqualität in der Innenstadt. Und seiner Meinung nach sollte man hier 
mutiger werden. Auch er hat leider Gottes in der Zeitung von einigen Geschäftsleuten, 
er nennt jetzt keine Namen, gelesen, die Konzepte aus den 70 er Jahren verfolgen. Sei-
ner Meinung nach sind diese wirklich überholt und Schnee von gestern. Es gibt viele 
andere Städte, wo solche Sachen funktionieren, durch ein Zusammenwirken mit der 
Gastronomie kann man viel erreichen. Auch wenn man jetzt nicht das großartige Geld 
für Platzgestaltung hat, kann man versuchen, dem Fußgänger mehr Raum zu geben. 
Gehwege verbreitern, weniger Durchzugsverkehr, die üblichen Sachen also, die man 
schon hundertmal besprochen hat. Aber das muss man sich auch trauen durchzuzie-
hen, gegen den Widerstand einiger weniger Geschäftsleute. Weil sonst wird man im 
nächsten und übernächsten Jahr immer noch das gleiche hören und das gleiche reden. 
Man kann sich schon bemühen, dass ein Spar- oder Billa-Markt hereinkommt, was 
aber schwierig werden wird. Darum bemühen kann man sich aber trotzdem, weil es 
die Menschen einfach gerne haben, wenn alles beisammen ist. Aber in erster Linie 
muss man als Stadt den Rahmen verbessern und dann auch hoffen, auch wenn sich das 
Einkaufsverhalten geändert hat, dass die Leute dann gerne wieder in die Stadt herein-
kommen. Das wäre sein Appell.   
 
Bgm. Mag. Waidbacher ergänzt zum angesprochenen Punkt Bemühungen. Er zitiert 
aus einer E-Mail: „Vielen Dank für den Standortvorschlag in 5280 Braunau, Stadtplatz 
44. Nach ordentlicher Prüfung der Gegebenheiten, müssen wir Ihnen leider mitteilen, 
dass der Standort nicht unseren Anforderungen entspricht. Aufgrund der Größe der 
Verkaufsfläche sowie der Anzahl der Parkplätze ist ein wirtschaftlicher Betrieb eines Su-
permarktes nicht möglich.“ Und genau das hört man von allen. Weil im Endeffekt alle 
mit den gleichen Zahlen arbeiten. Man hat ja jetzt mit der Stadt-Umlandkooperation 
ein Leerstandsprogramm aufgelegt, weil das Land Oberösterreich Förderungen für Erd-
geschoßzonen anbietet. Man ist gerade dabei die Voraussetzungen zu schaffen, indem 
man eine Strategie entwickelt, wobei man kurz vorm Abschluss ist. Man hat gemein-
sam mit der CIMA die leerstehenden Immobilien am Stadtplatz untersucht und es wur-
den 38 Objekte angeschaut, wobei sich dann einige Schlüsselimmobilien herauskristal-
lisiert haben. Das was er weitergeben kann ist, dass laut Aussage der CIMA im Verhält-
nis zu allen anderen Städten, Braunau sehr gut aufgestellt ist. Das heißt nicht, dass 
man nichts tun muss, aber im Verhältnis zu anderen Städten ist man noch gut dran. Es 
wurde auch ausgemacht, dass man sich einmal zusammen setzt, um das weiter zu ko-
ordinieren. Aber man wird vielleicht die Aufenthaltsqualität steigern können, man wird 
vielleicht Immobilien entwickeln können und man wird vielleicht attraktive Geschäfte 
schaffen können, solange man aber keine Menschen findet, die dann in diesen Lokalen 
im attraktiven Umfeld ein Geschäft eröffnen, und das dann auch mit viel Engagement 
und Einsatz betreiben, wird es schwierig werden. Es hängt letztendlich von den Men-
schen ab. Wenn einem also irgendjemand einfällt, der irgendetwas machen möchte, 
dann her damit. Er nähme auch etwas erfahrenere Jungunternehmer, weil da drüben 
sitzt einer, der schon seit 1. Oktober in Pension ist. Der wäre prädestiniert, dass er viel-
leicht noch zusätzlich ein kleines Geschäft mit angeschlossenem Cafe macht. Er glaubt, 
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das ist das um und auf. Dass man Leute findet, die dazu bereit sind, das Risiko einzuge-
hen und ein Geschäft oder ein Unternehmen zu eröffnen.  
 
StR Winterstätter denkt, dass ein großes Potential von der Fläche natürlich das Finanz-
amt wäre. Das wäre ein großes Gebäude. Klopft man da immer noch an bei der BIG, ob 
das irgendwann einmal frei oder nutzbar wird?  
 
Und jährlich grüßt das Murmeltier, antwortet Herr Bgm. Mag. Waidbacher. 
 
GR Bruckbauer glaubt, dass man einfach die Kräfte bündeln muss um wieder eine Basis 
für Gespräche zu bekommen. Man muss versuchen wieder alle einzufangen, weil auch 
unter den Geschäftsleuten schon ein Unmut drinnen ist. Auch in der Gastronomie. 
Man merkt, dass seit der Pandemie nichts mehr so ist, wie es sein sollte. Und man 
braucht auch untereinander wieder einen Zusammenhalt und man muss schauen, dass 
man wieder alle einfängt und dass wieder etwas weiter geht. Das Potential wäre da, 
aber es müssen einfach alle zusammenhelfen. Und da nimmt er jetzt auch das Stadt-
marketing nicht aus, man braucht jemanden, der alles bündelt.   
 
Bgm. Mag. Waidbacher hat heute ein langes Gespräch geführt mit einem der Protago-
nisten und solange sich diese selbst nicht einig sind, wird es ganz schwer, dass man da 
überhaupt etwas zusammen bringt.  
 
GR Bruckbauer ist klar, dass man diese erst wieder zusammenfangen muss, weil es 
sonst generell nichts werden kann. Aber das Potential wäre da. Und er ist auch bei 
Herrn Vbgm. Grabner-Sittenthaler, alle müssen zusammenhelfen, die Behörden, die 
Wirtschaftskammer, die Arbeiterkammer. Und auch die Filialisten, man darf die Filialis-
ten nicht außen vor lassen. Es wäre schlecht, wenn die paar die man noch hat, auch 
noch abspringen. Es ist ein Komplex, der einfach bearbeitet gehört. 
 
Bgm. Mag. Waidbacher ergänzt noch, dass der wichtigste Faktor an dem Ganzen der 
Mensch ist, und zwar in zweierlei Hinsicht. Man braucht Menschen, die die Geschäfte 
betreiben, aber noch wichtiger ist, man braucht Menschen, die in die Geschäfte hinein-
gehen und auch dort konsumieren und einkaufen. Ohne diese Menschen, wird es 
schwierig.  
 
  

3. GR Hermann möchte nur noch kurz zurück zum Kulturausschuss. Man wird die Veran-
stalter vom Stadtfest und die Veranstalter vom Christkindlmarkt in den Kulturaus-
schuss einladen und da geht es eben auch um Optimierung und Einsparpotentiale. Das 
ist geplant für Anfang des nächsten Jahres.  
 
an KK am 14.11.2024 / La 
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Der Vorsitzende Mag. Waidbacher eh.  
 
 
 
Unterschriftsermächtigter der ÖVP-Fraktion Mag. Kritzinger eh.  
 
 
 
Unterschriftsermächtigter der SPÖ-Fraktion Strobl eh.  
 
 
 
Unterschriftsermächtigter der FPÖ-Fraktion Bachinger eh.  
 
 
 
Unterschriftsermächtigter der GRÜNE-Fraktion DI Mag. Hackl eh.  
 
 
 
Schriftführerin Lahner eh.  
 
 
 
Gegen die vorliegende Verhandlungsschrift 
wurden keine Einwendungen erhoben 
 
 
Braunau am Inn, am 13.12.2024 
 
 
Der Vorsitzende Mag. Waidbacher eh.  
 
 


